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Nordatlantische Versammlung 

Deutsche Delegation Bonn, den 10. Dezember 1968 

Der Leiter 


An die Mitglieder 

des Deutschen Bundestages 


Sehr verehrte Frau Kollegin, 
sehr geehrter Herr Kollege! 


In der Zeit vom IL bis 15. November 1968 hat in Brüssel die 
14. Jahrestagung der Nordatlantischen Versammlung (NATO- 
Parlamentarier-Konferenz) stattgefunden. Nach der Eröffnungs- 
sitzung, in der der belgische Außenminister Harmel, der 
Generalsekretär der NATO Manlio Brosio, der ehemalige nor- 
wegische Außenminister Halvard Lange und General L. Lem- 
nitzer das Wort ergriffen haben, haben die fünf Ausschüsse 
der Versammlung in mehrtägiger Aussprache die folgenden 
Entschließungen und Empfehlungen eingehend beraten. Sie 
wurden vom Plenum einstimmig verabschiedet. 

Als Leiter der deutschen Delegation beehre ich mich. Ihnen 
nachstehend diese Entschließungen und Empfehlungen in deut- 
scher Übersetzung zur Kenntnis zu übersenden. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 

Dr. Richard Jaeger 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goetheistraße 54, Tel. 6 35 51 
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NORDATLANTISCHE VERSAMMLUNG 

14. Jahrestagung 


Politischer Ausschuß 


Empfehlung I 

Durchführung früherer Entschließungs- und 
Empfehlungsentwürfe des Politischen Ausschusses 

Die Versammlung, 

nimmt die schwerwiegenden Entwicklungen hin- 
sichtlich der Wahrung des Friedens innerhalb des 
in Artikel 6 des Nordatlantikvertrags definierten 
Vertragsgebiets sowie in benachbarten Gebieten zur 
Kenntnis, die sich zeigen in 

(a) dem beschleunigten Aufbau einer starken so- 
wjetischen Seestreitmacht im Mittelmeer; 

(b) der anhaltenden Lieferung hochentwickelter 
Waffen sowie der diplomatischen Unterstützung 
bestimmter Regierungen im Nahen Osten durch 
die Sowjetunion; 

(c) den versteckten Bedrohungen der Souveränität 
und Unabhängigkeit anderer europäischer Staa- 
ten; 

nimmt die unverbindliche Stellungnahme des 
Nordatlantikrats zu den von der Versammlung im 
November 1967 verabschiedeten Empfehlungen des 
Politischen Ausschusses zur Kenntnis; 

erbittet Antworten des Nordatlantikrats auf Mini- 
sterebene zu den folgenden Fragen: 

(a) Welche wirksamen kollektiven Maßnahmen 
werden als Reaktion auf die starke Bedrohung 
lebenswichtiger Interessen der Allianz getrof- 
fen, die von der sowjetischen Seestreitmacht 
im Mittelmeer und der sowjetischen politisch- 
militärischen Aktivität im Nahen Osten aus- 
geht? 

(b) Welche Eventualfallpläne sind von der Allianz 
ausgearbeitet worden, um die ununterbrochene 
Zufuhr strategischer Rohölimporte aus dem 
Nahen Osten und den ungehinderten Zugang zu 
den strategischen Wasser-, Luft- und Landwegen 
im Mittelmeer und dem Nahen Osten, die 
Europa mit Asien und Afrika verbinden, zu 
gewährleisten? 

(c) Welche Maßnahmen sind in Aussicht genom- 
men, um die Bedrohung abzuwenden, die sich 
aus der Ausdehnung der sowjetisch-militäri- 
schen Kontrolle über andere europäische Staaten 
ergibt, die sich dadurch bedroht fühlen? 


Empfehlung II 

Sowjetischer Druck gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland 

Die Versammlung, 

nimmt zur Kenntnis, daß 

1. die Sowjetunion und ihr ostdeutscher Bundes- 
genosse gegenüber der Bundesrepublik Deutsch- 
land und insbesondere gegenüber West-Berlin 
eine Politik des Drucks fortsetzen; 

2. die Sowjetunion insbesondere seit dem 21. August 
1968 Bemühungen unternimmt, um unter den 
Mitgliedstaaten der Allianz Uneinigkeit zu säen, 
indem sie zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und ihren Bündnispartnern Mißtrauen zu 
schaffen versucht; 

3. die Bundesrepublik Deutschland ihre Verpflich- 
tungen innerhalb der Allianz stets erfüllt hat und 
daher berechtigt ist, auf ihren vollen Schutz zu 
zählen; 

4. das Deutschlandproblem einschließlich des Pro- 
blems Berlins nur im Rahmen einer dauerhaften 
europäischen Friedensordnung gelöst werden 
kann; 

empfiehlt: 

den Regierungen der Allianz: 

1. jede Gelegenheit wahrzunehmen, um dem So- 
wjetblock klarzumachen, daß eine der wesent- 
lichen Aufgaben der Allianz darin besteht, die 
Freiheit der Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich derjenigen Berlins zu schützen; 

2. sich jedem Versuch zu widersetzen, die Bundes- 
republik Deutschland zu isolieren; 

3. der Sowjetunion unmißverständlich klarzuma- 
chen, daß die Artikel 53 und 107 der UNO-Charta 
keinem Staat das Recht geben, sich in die inneren 
Angelegenheiten der Bundesrepublik Deutsch- 
land einzumischen, und daß daher jede Ein- 
mischung dieser Art einen Akt der Aggression 
gegenüber der Allianz als Ganzes darstellen 
würde; und 

4. die Erklärungen der Vereinigten Staaten, Groß- 
britanniens und Frankreichs zu unterstützen, in 
denen die Interpretation der Artikel 53 und 107 
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der UNO-Charta durch die Sowjetunion im Hin- 
blick auf die Bundesrepublik Deutschland ein- 
deutig zurückgewiesen wird. 

Empfehlung III 

Das Mittelmeer und der Nahe Osten 

Die Versammlung, 

nimmt die durch die sowjetische politisch-mili- 
tärische Durchdringung des Mittelmeerbeckens ein- 
schließlich der erheblichen Verstärkung der sowjeti- 
schen Seestreitkräfte verursachte wachsende Bedro- 
hung lebenswichtiger Interessen der NATO an ihrer 
Südostflanke zur Kenntnis; 

fordert die Mitgliedstaaten der NATO auf, in 
bezug auf das Mittelmeer und den Nahen Osten 
eine gemeinsame Politik zu verfolgen, um den Fort- 
schritt der freien Einrichtungen, des wirtschaftlichen 
Wohlstands und des Friedens in diesem Gebiet zu 
fördern. 

Empfehlung IV 

Rüstungskontrolle 

Die Versammlung, 

angesichts der Tatsache, daß sich die Welt nach 
wie vor in einem sich beschleunigenden nuklearen 
Rüstungswettlauf befindet, der bereits zweieinhalb 
Jahrzehnte andauert, sowie angesichts der erheb- 
lichen Kosten und ungewissen Risiken eines unkon- 
trollierten Wettrüstens; 

nimmt zur Kenntnis, daß alle Mitgliedstaaten der 
Atlantischen Allianz ein gemeinsames Interesse an 
der Stärkung ihrer gemeinsamen Sicherheit haben; 

in der Erkenntnis, daß es in dieser Zeit der er- 
höhten Spannung, die durch die Invasion und Beset- 
zung der Tschechoslowakei durch die Sowjetunion 
und bestimmte andere Staaten des Warschauer 
Pakts hervorgerufen worden ist, für die größeren 
Nuklearwaffenstaaten wichtiger — und nicht unwich- 
tiger — ist, den strategischen Rüstungswettlauf ein- 
zuschränken; 

empfiehlt: 

daß die Vereinigten Staaten in fortwährender enger 
Beratung mit ihren Bündnispartnern innerhalb und 
außerhalb der NATO erneute Anstrengungen unter- 
nehmen, um mit der Sowjetunion auf einer Grund- 
lage, die mit der Erhöhung der westlichen Sicherheit 
im Einklang steht, Abmachungen zur Beschränkung 
des Rüstungswettlaufs bei konventionellen und 
nuklearen Waffen herbeizuführen, wobei das end- 
gültige Ziel in der kontrollierten Vernichtung der 
Kemwaffenbestände besteht; 

und 


empfiehlt: 

daß der Rat die Schaffung einer NATO-Rüstungs- 
kontrollbehörde in Erwägung zieht, die als Zentrale 
für die Information, die Forschung und die Ideen- 
entwicklung auf dem Gebiet der Rüstungskontrolle 
und zu gegebener Zeit auch zur Aushandlung von 
Rüstungskontrollvereinbarungen mit Staaten außer- 
halb der NATO dienen kann. 

Empfehlung V 

Gemeinsame europäische Rüstungsbeschaffungs- 
behörde 

Die Versammlung, 

glaubt, daß ein europäischer politischer Staaten- 
bund durch die Schaffung von gemeinsamen Arbeits- 
gruppen, die bestimmte Ziele verfolgen und in 
denen alle interessierten europäischen Mitgliedstaa- 
ten der Nordatlantischen Allianz vertreten sind, in 
wirksamerer Weise gefördert werden würde; 

erinnert daran, daß alle Bemühungen, die Europa 
in die Lage versetzen sollen, gemeinsame Verant- 
wortungen mit den nordamerikanisdien Mitgliedern 
der Allianz zu teilen und die Vorteile einer ausge- 
wogenen Partnerschaft mit ihnen zu genießen, im 
Einklang mit der Politik stehen, zu der sich die 
Bündnispartner bekennen, und in deren Interesse 
wären; 

fordert den Nordatlantikrat und die Mitglieds- 
regierungen auf, alle erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, um zu einem frühen Zeitpunkt eine Tagung 
der Regierungschefs dieser Staaten vorzubereiten; 

regt an, daß ein wichtiger Punkt der Tagesord- 
nung dieser Konferenz die Schaffung einer gemein- 
samen europäischen Rüstungsbeschaffungs- und Ver- 
teidigungsbehörde sein sollte; 

empfiehlt: 

daß diese Behörde zur eigenen Bewirtschaftung die- 
jenigen Haushaltsmittel erhält, die sie in die Lage 
versetzen, die Forschung und Entwicklung konven- 
tioneller Waffensysteme und der entsprechenden 
Waffentechnologie, die Rüstungsproduktion und 
-Beschaffung und die Nachbestellung von Waffen- 
systemen zu finanzieren und dabei die Notwendig- 
keit des Wachstums des industriellen, technologi- 
schen und Verwaltungspotentials im Zusammenhang 
mit der Sicherheit der Allianz zu berücksichtigen; 

empfiehlt: 

daß die Tätigkeit dieser Behörde sich in enger 
Verbindung und in Übereinstimmung mit der militä- 
rischen Strategie der NATO und der allgemeinen 
außenpolitischen Planung vollziehen sollte. 
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Empfehlung VI 

Griechenland 

Die Versammlung, 

erinnert an die auf der 13. Jährlichen Vollver- 
sammlung verabschiedete Erklärung über Griechen- 
land; 

bringt ihr Bedauern darüber zum Ausdruck, daß 
die humanitären und bürgerlichen Grundrechte in 
diesem Lande nach wie vor nicht wieder hergestellt 
worden sind; 

nimmt zur Kenntnis, daß Griechenland im Mittel- 
meerraum eine strategische Position einnimmt und 
daß die Fortsetzung der derzeitigen Situation mög- 
licherweise zu gefährlichen Spannungen führt; 

empfiehlt: 

daß die Mitgliedsregierungen der Allianz die 
griechische Regierung auffordern, der schnellen Wie- 
derherstellung der staatsbürgerlichen Freiheiten so- 
wie echt demokratischen Parlamentswahlen zuzu- 
stimmen, damit eine ordnungsgemäß gewählte par- 
lamentarische Delegation in der Vollversammlung 
der Nordatlantischen Versammlung im Jahre 1969 
ihren rechtmäßigen Platz einnehmen kann. 


Empfehlung VII 

Zur wirtschaftlichen Lage in Island 

Die Versammlung — 

angesichts der Abwertung der isländischen Wäh- 
rung; 

angesichts der dringlichen wirtschaftlichen Pro- 
bleme dieses Landes, die sich insbesondere aus sei- 
ner Abhängigkeit von der Fischereiindustrie erge- 
ben; 

angesichts der Bedeutung, die den Bemühungen 
um das wirtschaftliche Wohlergehen des isländi- 
schen Volkes zukommt; 

in Anbetracht der in Artikel 2 des Nordatlantik- 
vertrags festgelegten wirtschaftlichen Ziele der 
Allianz; 

empfiehlt: 

dem Nordatlantikrat, vordringlich seine Mitglieds- 
regierungen um Unterstützung Islands zu bitten, 
damit das Land seine wirtschaftliche und industrielle 
Grundstruktur verbessern und erweitern kann. 
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Militärausschuß 


Empfehlung 

Sicherheit der Allianz 

I 

Die Versammlung, 

einig in der Überzeugung, daß voll ausreichende 
konventionelle NATO-Streitkräfte und eine nukleare 
Abschreckung zur Verhinderung des Kriegs und zur 
Wahrung des Friedens wesentlich sind; ! 

] 

verurteilt die Invasion der Tschechoslowakei durch | 
die Sowjetunion, Ostdeutschland, Polen, Ungarn ; 
und Bulgarien; 

bedauert, daß die Fortschritte in Richtung auf eine | 
Entspannung und auf bessere Ost-West-Beziehun- j 
gen durch die sowjetischen Maßnahmen gegen die i 
Tschechoslowakei zum Stillstand gebracht worden 
sind; 

bringt angesichts der sowjetischen Aktivität im 
Mittelmeerbecken ernste Besorgnis zum Ausdruck; 

glaubt, daß der derzeitige Umfang der konventio- 
nellen NATO-Streitkräfte zur Erfüllung der ihnen ^ 


übertragenen Verteidigungsaufgaben nicht aus- 
reicht; 

ruft den Ministerrat auf, die konventionellen 
NATO-Streitkräfte auf allen Gebieten zu stärken, 
indem unverzüglich und umfassende Maßnahmen zur 
Beseitigung der Mängel bei Menschen, Material, 
Ausbildung, Mobilisierungsbasis, Flugzeugschutz 
und Dislozierung getroffen werden, die nach der 
sowjetischen Invasion der Tschechoslowakei und 
der verstärkten sowjetischen Präsenz im Mittelmeer 
zutage getreten sind; 

fordert die Regierungen und Parlamente aller Mit- 
gliedstaaten auf: 

1. die obigen Empfehlungen des Militärausschusses 
der Nordatlantischen Versammlung an den 
NATO-Ministerrat zur Stärkung der Streitkräfte 
der Allianz zu unterstützen und durchzuführen; 

2. ihren vollen Anteil an allen finanziellen und 
sonstigen Lasten zu übernehmen. 
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Wirtschaftsausschuß 


Empfehlung I 

Welthandel 

Die Versammlung, 

eingedenk der wirtschaftlichen Vorteile, die sich 
aus einer Expansion des Welthandels ergeben wür- 
den; 

in Kenntnis der großen Fortschritte, die als Ergeb- 
nis der Verhandlungen über die Kennedy-Runde bei 
der Beseitigung der Zollschranken erzielt worden 
sind; 

besorgt über eine in bestimmten Ländern be- 
stehende Tendenz zur Einführung einseitiger Be- 
schränkungen für den Handel; 

in der Erkenntnis der nach wie vor bestehenden 
erheblichen Hindernisse für einen erweiterten Han- 
del mit Agrargütern; 

eingedenk der Tatsache, daß sich zahlreiche Ent- 
wicklungsländer bei dem Versuch, ihre Exporterlöse 
zu steigern, schwerwiegenden Problemen gegenüber- 
sehen; 

empfiehlt: 

(a) daß alle Mitglieder des Bündnisses sich jedem 
erneuten protektionistischen Druck entschlossen 
widersetzen; 

(b) daß alle Mitglieder sich um einen unverzüg- 
lichen und umfassenden Abbau der nicht in Zöl- 
len bestehenden Handelsschranken bemühen; 

(c) daß die derzeitige Tendenz zur Beseitigung un- 
wesentlicher Zölle beibehalten wird; 

(d) daß alle Mitglieder den Problemen des Handels 

mit Agrargütern ernste Aufmerksamkeit wid- 
men; I 

(e) daß die Maßnahmen zur Stabilisierung der I 
Preise für Primärgüter fortgesetzt werden, da- 
mit den Entwicklungsländern bei der Steigerung 
ihrer Exportländer geholfen wird; 

(f) daß bei der Herbeiführung von Abmachungen 
über ein System vorübergehender, allgemeiner 
Zollvorteile für die Produkte aller Entwicklungs- 
länder auf den Märkten aller entwickelten Län- 
der Fortschritte erzielt werden. 

Empfehlung II 

Internationale monetäre Zusammenarbeit und der 

Prozeß der Angleichung der Zahlungsbilanzen 

Die Versammlung, 

in der Erkenntnis, daß ausreichende Gold- und 
Devisenreserven für das Wachstum des Welthandels 
wesentlich sind; 


in Kenntnis der Tatsache, daß die Vereinigten Staa- 
ten und Großbritannien vor kurzem fiskalische und 
monetäre Beschränkungen eingeführt haben, um die 
Wachstumsraten ihrer Volkswirtschaften zu verrin- 
gern und die Unausgeglichenheit in ihrer Außen- 
wirtschaftsberechnung zu beseitigen; 

eingedenk der Tatsache, daß diese Beschränkun- 
gen möglicherweise zu einer Verminderung der 
amerikanischen und britischen Einfuhren und damit 
zu einer Verringerung der Dollar- und Sterling- 
reserven der Welt und insbesondere zu einer Ein- 
schränkung der Ausfuhrmöglichkeiten ihres wichtig- 
sten Handelspartners, der Europäischen Gemein- 
schaft, führen; 

in der Erwägung, daß eine auf diese Weise ver- 
minderte Exportnachfrage möglicherweise eine 
schrumpfende Wirkung auf die Volkswirtschaften 
der Europäischen Gemeinschaft ausübt; 

in der Überzeugung, daß es im Interesse der Euro- 
päischen Gemeinschaft liegt, ein mit der Forderung 
nach angemessener Preisstabilität im Einklang 
stehendes Höchstmaß an Wirtschaftswachstum zu 
fördern, und daß dieses Wachstum auch im Interesse 
der übrigen Welt liegt; 

begrüßt den Beschluß des Weltwährungsfonds 
über die Einrichtung besonderer Ziehungsrechte, 
eines Mechanismus zur Schaffung zusätzlicher inter- 
nationaler Liquidität; 

und 

empfiehlt: 

(a) daß die zur Einrichtung der besonderen 
Ziehungsrechte erforderlichen Veränderungen 
in den Vorschriften des Weltwährungsfonds 
von den Mitgliedstaaten ratifiziert werden; 

(b) daß die zuständigen Stellen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft und der Mitglied- 
staaten im Rahmen des Prozesses der Anglei- 
chung der Zahlungsbilanzen ihre einheimische 
Nachfragesituation sorgfältig beobachten, um 
eine expansionistische Politik zu empfehlen, 
falls die Wachstumsrate der Inlandsnachfrage 
nachläßt. 

Empfehlung III 

A — Europäische Einheit 

Die Versammlung, 

verurteilt mit Empörung die brutale und unent- 
schuldbare militärische Aktion der Sowjetunion und 
einiger ihrer osteuropäischen Bundesgenossen gegen 
die Tschechoslowakei; 
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in der Erwägung, daß diese Ereignisse die drin- 
gende Notwendigkeit einer engeren wirtschaftlichen 
und politischen Zusammenarbeit zwischen den euro- 
päischen Demokratien unterstreichen; 

in Kenntnis der Bemühungen um eine Erweiterung 
der europäischen Gemeinschaft durch Aufnahme 
anderer westeuropäischer Demokratien; 

überzeugt von dem Beitrag, den eine erweiterte 
Gemeinschaft zur Lebensfähigkeit der Weltwirt- 
schaft und zur Gewährleistung eines bleibenden 
europäischen Friedens zu leisten verspricht; 

empfiehlt: 

(a) daß die Mitglieder der Europäischen Gemein- 
schaft mit Zähigkeit nach konstruktiven und 
verantwortungsbewußten Lösungen für die Pro- 
bleme suchen, die die Aufnahme anderer demo- 
kratischer europäischer Staaten, die zum Auf- 
bau eines geeinten Europas bereit sind, bisher 
verhindert haben; 

(b) daß die antragstellenden Staaten ihre Bemü- 
hungen fortsetzen, sich mit den Sechs zur 
Schaffung eines breitfundierten europäischen 
Gemeinsamen Marktes zusammenzuschließen; 

(c) daß die antragstellenden Staaten dartun, daß 
sie zur Teilnahme an der Schaffung eines 
starken, demokratischen und geeinten Europas 
bereit sind. 


B — Europäische Einheit 

Die Versammlung, 

empfiehlt: 

daß die Regierungen der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gemeinsam 
mit den Regierungen derjenigen Staaten, die sich um 
Mitgliedschaft bewerben, unverzüglich Maßnahmen 
zur Einleitung eines Dialogs mit dem Ziel der 
schließlichen Schaffung eines geeinten Europas tref- 
fen. 

Empfehlung IV 

Zusammenarbeit bei der Entwicklungshilfe 

Die Versammlung, 

in der Erwägung, daß es für die Wahrung des 
Friedens und für die harmonische Entwicklung der 
Völker von höchster Bedeutung ist, die Hilfe an die 
Entwicklungsländer zu steigern und eine zweckent- 
sprechende Charta sowie eine globale Entwicklungs- 
strategie auszuarbeiten; 

ist der Auffassung, daß diese Charta und diese 
Strategie auf den Begriff einer gemeinsamen Ver- 
antwortung und Zusammenarbeit zwischen Indu- 
strieländern und Entwicklungsländern gegründet 
sein müssen; 


empfiehlt: 

daß die Regierungen und Parlamente der Mit- 
gliedsstaaten der Atlantischen Allianz die auf der 
Welthandelskonferenz der Vereinten Nationen ver- 
abschiedete Empfehlung durchführen, wonach 
jedes wirtschaftlich fortgeschrittene Land sich bemü- 
hen sollte, wenigstens 1 Vo seines Bruttosozialpro- 
dukts den Entwicklungsländern zur Verfügung zu 
stellen; 

richtet an den Nordatlantikrat und an alle Regie- 
rungen der der Atlantischen Allianz angehörenden 
Staaten den dringenden Appell, sich im Hinblick auf 
das zweite Entwicklungsjahrzehnt der Vereinten 
Nationen aktiv an der Ausarbeitung einer Charta 
und einer Entwicklungsstrategie zu beteiligen. 

Empfehlung V 

Zahlungsbilanz 

Die Versammlung, 

angesichts der Tatsache, daß die militärischen Aus- 
gaben von NATO-Staaten außerhalb ihrer eigenen 
Grenzen für die vereinbarte gemeinsame Verteidi- 
gung unter den NATO-Mitgliedern zu Zahlungs- 
bilanzproblemen beitragen; 

in der Auffassung, daß die Auswirkungen der 
Ausgaben für die gemeinsame Verteidigung auf die 
Zahlungsbilanz ein besonderes Problem darstellen, 
dessen langfristige Lösung die Allianz stärken 
würde; 

stellt die erhöhte Bedeutung fest, die die kürz- 
lichen Ereignisse in Osteuropa für die Stärkung der 
NATO-Verteidigung haben; 

empfiehlt: 

daß, als längerfristige Lösung, die zuständigen na- 
tionalen und internationalen Stellen die Möglichkeit 
einer multilateralen Lösung untersuchen, die bei der 
künftigen Behandlung militärischer Zahlungsbilanz- 
auswirkungen innerhalb der NATO einen prak- 
tischen Weg zur Herbeiführung einer dauerhafteren 
politischen, militärischen und wirtschaftlichen Stabi- 
lität eröffnet; und 

daß die Mitgliedstaaten der Atlantischen Allianz 
in der Zwischenzeit ihre derzeitigen Bemühungen 
fortsetzen, um zur Lösung des militärischen Zah- 
lungsbilanzproblems bilaterale Abmachungen zu 
treffen. 

Empfehlung VI 

Wirtschaftliche Vorsorgemaßnahmen, die von den 
europäischen Mitgliedstaaten der NATO für den 
Fall getroffen werden könnten, daß ihre Nachschub- 
wege gefährdet werden 

Die Versammlung, 

eingedenk der Tatsache, daß in allen Fällen, in 
denen in der Vergangenheit militärische Maßnah- 
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men getroffen wurden, insbesondere im Nahen 
Osten, 'die strategisch wichtige Rolle der sowje- 
tischen Seestreitkräfte in internationalen Gewässern 
klar zutage getreten ist; 

in der Erkenntnis, daß alle NATO-Staaten auf den 
verschiedensten Gebieten von Einfuhren abhängig 
sind und daß die Volkswirtschaften der europäischen 
NATO-Staaten bei dem Ausfall dieser Einfuhren 
nicht lebensfähig wären; 

in der Erwägung, daß die wirtschaftliche Situation 
der NATO-Staaten auf dieser Grundlage geprüft 
werden sollte; 

empfiehlt: 

daß ein strategischer Wirtschaftsplan von der 
EWG-Kommission für die sechs Mitgliedstaaten und 
von den nationalen Wirtschaftsministerien für die 
anderen europäischen NATO-Staaten ausgearbeitet 


werden sollte, der Antworten auf die folgenden 
Fragen enthält: 

1. Welche Einfuhrgüter sind von so lebenswichtiger 
Bedeutung, daß auf sie nicht verzichtet werden 
kann? 

2. Welches ist der jährliche Bedarf an diesen 
Gütern? 

3. Für welche Zeit — ausgedrückt in Jahren oder 
Monaten — sollten Reserven angelegt werden? 

4. Welches sind die Kosten der Durchführung die- 
ses Plans? 

ersucht: 

Den Nordatlantikrat, dem Wirtschaftsausschuß 
der Nordatlantischen Versammlung diejenigen In- 
formationen und Hilfen zukommen zu lassen, die 
ihn in die Lage versetzen, bei der Formulierung des 
oben erwähnten strategischen Wirtschaftsplans eine 
konstruktive Rolle zu spielen. 
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Ausschuß für Erziehung, Kultur und Information 


Entschließung 

Errichtung eines gemischten Sonderausschusses zum 
Studium von Informations- und Jugendfragen 

Die Versammlung, 

in Anbetracht des Ausmaßes und der Eigenart der 
Unruhe unter der Jugend und den Studenten in der 
ganzen Welt, 

in Erkenntnis der politischen und sozialen Folgen 
der Jugendarbeit in der modernen Gesellschaft und 

in Anbetracht der Notwendigkeit eines umfassen- 
deren Verständnisses der Jugendprobleme, 

empfiehlt die Schaffung eines besonderen gemein- 
samen NATO-NAA-Ausschusses zum Studium der 
Informationspolitik, vor allem der Jugendprobleme, 
der dem Ausschuß für Erziehung, Kultur und Infor- 
mation und der Nordatlantischen Versammlung 
nächstes Jahr über seine Ergebnisse und Empfeh- 
lungen Bericht erstatten soll. 


Anordnung 

Errichtung eines Verwaltungsseminars 

Die Versammlung, 

nach Prüfung des Vorschlags zur Einrichtung eines 
Seminars über Zivilverwaltung mit besonderer Be- 
rücksichtigung internationaler Angelegenheiten, 

mit Rücksicht auf die auch weiterhin entschei- 
dende Rolle der Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes bei der Erhaltung und Förderung demokra- 
tischer Institutionen und 

eingedenk der Bedeutung, die der Herausstellung 
der nichtmilitärischen wie der militärischen Funk- 
tion der NATO zukommt, 

weist ihr Sekretariat an, sich weiterhin um die 
schnelle Finanzierung des Seminars über Zivilver- 
waltung durch die NATO zu bemühen, damit das 
erste Seminar im Sommer 1969 veranstaltet werden 
kann. 
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Ausschuß für Wissenschaft und Technik 


Empfehlung I 

Nutzbarmachung der Meeresschätze 

Die Versammlung, 

in Bekräftigung des Interesses der NATO an den 
Meeresschätzen des Nordatlantischen Bereichs; 

im Hinblick auf den möglichen Gewinn, der ins- 
besondere für die weniger entwickelten Nationen 
aus der systematischen Nutzbarmachung des noch 
unbekannten Algenreichtums in Form von Nah- 
rungsmittelerzeugnissen, Arzneimitteln und Indu- 
strieerzeugnissen gezogen werden könnte; 

in Erkenntnis der Mängel, die unser Wissen vom 
Algenreichtum in unserem Nordatlantik trotz der 
Bemühungen um weltweite Bestandsaufnahme auf- 
weist; 

im Hinblick darauf, daß die wissenschaftliche Kor- 
relation von Untersuchungen über den Algenreich- 
tum im Nordatlantik durchführbar ist und gegebe- 
nenfalls den NATO-Nationen wichtige wirtschaft- 
liche und technologische Vorteile bringen könnte; 

empfiehlt 

den NATO-Staaten, den Ausschuß für Wissen- 
schaft und Technik bei der Herausgabe einer geo- 
graphischen Untersuchung der Algen im Nordatlan- 
tik mit besonderer Berücksichtigung der Arten, An- 
bautechniken und der im Nordatlantischen Bereich 


gegebenen besonderen wirtschaftlichen Möglichkei- 
ten zu unterstützen. 

Empfehlung II 

Verunreinigung der Luft 

Die Versammlung, 

in Erkenntnis der immer größer werdenden Ge- 
fahren der Luftverschmutzung in allen Staaten des 
NATO-Bündnisses ; 

eingedenk dessen, daß in einigen NATO-Staaten 
Maßnahmen zur Abhilfe sowohl in Form von tech- 
nologischen Lösungen wie auch durch zwingende 
gesetzliche Maßnahmen eingeleitet worden sind; 

in der Erkenntnis, daß die Mehrzahl der Parla- 
mente der NATO-Staaten nicht über den jüngsten 
Stand der technologischen Entwicklung unterrichtet 
ist; 

empfiehlt 

der NATO, unter der Leitung des NAA-Ausschus- 
ses für Wissenschaft und Technik jährlich eine 
Übersicht über die besonderen Luftverschmutzungs- 
probleme, einschließlich aller technologischen Er- 
rungenschaften und gesetzgeberischen Maßnahmen 
zur Bekämpfung dieser wachsenden Bedrohung, her- 
auszugeben. 
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